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Sehr geehrte Frau Prilsidentin, 

die AOK Rheinland/Hamburg begrüßt die vorliegende Gesetzesinitiative und deren Zielsetzung, die 
Entwicklung hin zu einer inklusiven Gesellschaft weiter zu fördern. ausdrücklich. :Dieser gesamtgesell­
schaftlichen Aufgabe stellen wir uns in unserer täglichen Arbeit und 'möchten dieses Ziel künftig nach~ . 
haltig unterstützen, das auch im geplanten Inklusionsbeirat. 

Hinsichtlich der in Artikel 3 § 9 Absatz 1 geminnten Aufgabe der Fachkommission zur Förderung der 
einheitlichen Aufgabenwahrnehmung im Bereich der Eingliederungshilfe - Erarbeitung einer Rahmen­
empfehlung unter Einbeziehung der gesetzlichen Krankenkassen - bitten wir daher um KlarsteIlung. 
Hierzu verweisen wir auf § 30 Ahs. 3 SGB IX. der eine gleichberechtigte Erarbeitung von entsprechen-
den Empfehlungen vorsieht. . . 

Inklusive Lebensverhaltnisse können nur schrittweise und im engen Dialog mit den Betroffenen selbst 
verwirKlicht werden. Zielvereinbarungen halten wir daher im Prinzip fOr ein sachgerechtes Instrument. 
Gleichwohl benötigt deren Umsetzung auch die notwendigen Ressourcen und Konkretisierungsgrad. 
Das gilt insbesondere fur die Ebene der Kommunen, die sich auch mit Blick auf die aktuellen Entwick­
lungen, mit einem Mehr an Aufgaben konfrontiert sehen. Nur starke, kompetente und handlungsfilhige 
Ko~munen können den Weg hin zu einer inklusiven Gesellschaft beschreiten. 
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